
Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen: 
 

Kirchengesetz zur Änderung der Ausführungsgesetze zum Besoldungs-  
und Versorgungsgesetz und zum Pfarrdienstgesetz der EKD  

 
Vom 26. November 2018 

 
 

Artikel 1 
 

Änderung des Besoldungs- und Versorgungsausführungsgesetzes 
 

Das Ausführungsgesetz der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck zum Be-
soldungs- und Versorgungsgesetz der EKD (Besoldungs- und Versorgungsausfüh-
rungsgesetz) vom 22. November 2016 (KABl. S. 160) wird wie folgt geändert: 
 
§ 8 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Dienstwohnungen sollen Gemeindepfarrerinnen und -pfarrern nur zugewiesen wer-
den, wenn ihre Pfarrstelle mit einem vollen gemeindlichen Dienstauftrag verbunden 
ist; der Kirchenkreisvorstand kann Ausnahmen insbesondere zulassen, wenn die 
Pfarrstelle voraussichtlich spätestens nach Ablauf von sechs Jahren mit einem vollen 
gemeindlichen Dienstauftrag verbunden sein wird oder wenn ohne die Zuweisung 
einer Dienstwohnung die Besetzung der Pfarrstelle erheblich erschwert wird. 
 

Artikel 2 
 

Änderung des Ausführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz der EKD 
 

Das Ausführungsgesetz der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck zum 
Pfarrdienstgesetz der EKD vom 24. November 2011 (KABl. S. 248), zuletzt geändert 
durch das Kirchengesetz zur Einführung von Pfarrstellenbudgets in den Kirchen-
kreisen der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck (38. Kirchengesetz zur 
Änderung der Grundordnung) vom 25. April 2017 (KABl. S. 66), wird wie folgt geän-
dert: 
 
§ 15 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
„Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer mit eingeschränktem Dienstauftrag haben in der 
Regel innerhalb des Gebietes ihrer Kirchengemeinde ihren Wohnsitz zu nehmen.“ 
 
 

Artikel 3 
 

Inkrafttreten 
 
Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
Präses der Landessynode 

der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 
 

 
Kirchenrat Dr. Thomas Dittmann 


